
DER WEG ZUM 
BUNDESTEILHABE- 
GESETZ

6.  Hierzu soll die Eingliederungshilfe als bedarfs
deckendes Leistungssystem strukturell in eine 
„Eingliederungshilfe neu“ (Arbeitstitel) weiterent
wickelt werden. Wesentliche Punkte dabei sind:
•  Weiterentwicklung des Behinderungsbegriffs,
•  „Herauslösen“ der Eingliederungshilfe aus dem 

„Fürsorgesystem“,
•  Überprüfung der gegenwärtigen Einkommens 

und Vermögensanrechnung,
•  Personenzentrierte Gestaltung der Leistungen, 

unabhängig von Wohnort und form,
•  Konzentration der Eingliederungshilfe auf die 

Fachleistung, Ermöglichung einer zielgenauen 
Leistungserbringung durch ein partizipatives, 
bundeseinheitliches Verfahren,

•  Prüfung der Möglichkeiten unabhängiger 
Beratung,

•  Wirksamkeitskontrolle auf Einzelfall und 
Vertragsebene, 

• Verbesserung der Steuerung der Leistungen der 
Eingliederungshilfe, um die Leistungen im 
Rahmen der begrenzten Ressourcen effektiv und 
effizient zu erbringen und zur Verbesserung der 
Situation behinderter Menschen beizutragen.

7.  Die Neuorganisation der Ausgestaltung der Teilhabe 
zugunsten der Menschen mit Behinderung wird so 
geregelt, dass daraus keine neue Ausgabendynamik 
entsteht.
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„Nichts über uns – ohne uns“

Die Koalitionsparteien CDU, CSU und SPD haben 
sich im Koalitionsvertrag für die 18. Legislatur-
periode darauf verständigt, die Leistungen an 
Menschen, die aufgrund einer wesentlichen Behinde-
rung nur eingeschränkte Möglichkeiten haben, aus 
dem bisherigen „Fürsorgesystem“ herauszuführen 
und die Eingliederungshilfe zu einem modernen 
Teilhaberecht weiterzuentwickeln. Die Leistungen 
sollen sich am persönlichen Bedarf orientieren und 
entsprechend eines bundeseinheitlichen Verfahrens 
personenbezogen ermittelt werden. Leistungen 
sollen nicht länger institutionszentriert, sondern 
personenzentriert bereitgestellt werden. Dabei soll 
die Einführung eines Bundesteilhabegeldes geprüft 
werden. Die Neuorganisation der Ausgestaltung der 
Teilhabe zugunsten der Menschen mit Behinde-
rungen wird so geregelt, dass keine neue Ausgaben-
dynamik entsteht.

Diesen Auftrag beabsichtigt die Bundesregierung mit 
einem Bundesteilhabegesetz für Menschen mit 
Behinderungen umzusetzen. 

Die Erarbeitung des Bundesteilhabegesetzes erfolgt 
nach dem im Koalitionsvertrag niedergeschriebenen 
Grundsatz „Nichts über uns – ohne uns“. Menschen 
mit Behinderung und ihre Verbände werden wie 
auch die weiteren betroffenen Akteure von Anfang 
an und kontinuierlich am Gesetzgebungsprozess 
beteiligt. Zu diesem Zweck hat die Bundesministerin 
für Arbeit und Soziales die Reformthemen und 
-inhalte in einer „Arbeitsgruppe Bundesteilhabegesetz“ 
diskutiert. In insgesamt neun Sitzungen hat die 
Arbeitsgruppe bis April 2015  mögliche Reformthemen 
und -ziele eines Bundes teilhabegesetzes besprochen 
und mögliche Kompro mis s linien zu den verschie-
denen Themen der anstehenden Reform abgewogen.

Ziele des Bundesteilhabegesetzes

Mit dem Bundesteilhabegesetz soll entsprechend 
der Vorgaben des Koalitionsvertrages die Lebens-
situation von Menschen mit Behinderungen 
verbessert und damit das deutsche Recht im Licht 
der UN-Behindertenrechtskonvention weiterent-
wickelt werden. Konkretisierend sollen mit dem 
Bundesteilhabegesetz folgende Ziele erreicht werden:

1.  Dem neuen gesellschaftlichen Verständnis nach 
einer inklusiven Gesellschaft im Lichte der 
 UNBehindertenrechtskonvention wird Rechnung 
getragen.

2.  Selbstbestimmung und individuelle Lebensplanung 
werden dem gewandelten Rollenverständnis von 
Menschen mit Behinderung entsprechend voll
umfänglich unterstützt.

3.  Die Eingliederungshilfe wird zu einem modernen 
Teilhaberecht entwickelt, in dessen Mittelpunkt der 
Mensch mit seinen behinderungsspezifischen 
Bedarfen steht.

4.  Die vorgelagerten Systeme und die mit der Ein
gliederungshilfe verbundenen Systeme sowie ihre 
Zusammenarbeit werden verbessert.

5.  Die Koordinierung der Rehabilitationsträger wird 
verbessert. Dazu wird eine Weiterentwicklung des 
SGB IX angestrebt. Die Leistungen sollen für den 
Bürger wie aus einer Hand erbracht werden.

Abschlusssitzung der Arbeitsgruppe zum Bundesteilhabegesetz  
im BMAS mit Vertreterinnen und Vertretern von Verbänden, Bund, 
Ländern und Kommunen.


	DER WEG ZUM BUNDESTEILHABEGESETZ
	„Nichts über uns – ohne uns“
	Ziele des Bundesteilhabegesetzes
	Impressum

